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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Dr. Dittrich, Frau Funcke (Hagen), Frau Dr. Heuser und Frak- 
tionen der CDU/CSU, FDP eingebrachten Entwurf eines Ge- 
setzes über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung 

— Drucksache IV/2097 — 


A. Bericht des Abgeordneten Junghans 

I. Allgemeines I Stoffe reichen zur Bekämpfung der Luftverunreini- 


Der obige Antrag wurde in der 130. Sitzung des 
Deutschen Bundestages vom 10. Juni 1964 dem Aus- 
schuß für Gesundheitswesen federführend und dem 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat dem federführenden Ausschuß die An- 
nahme des Entwurfs mit einer Änderung in § 5 Nr. 2 
vorgeschlagen. Danach sollte Nr. 2 folgende Fassung 
erhalten: „2. Empfehlungen für Maßnahmen des 
Bundes und der Länder auszuarbeiten, die geeignet 
sind, die Verminderung der festgestellten Luftver- 
unreinigung durch Gesetz oder Verordnung vorzu- 
schreiben.' 1 Dieser Vorschlag kann durch die Neu- 
fassung des § 5 im Ausschuß für Gesundheitswesen 
als überholt betrachtet werden. 

Im Gesundheitsausschuß wurde der Initiativan- 
trag einmütig begrüßt und festgestellt, daß er in die 
bisherige Konzeption zur Bekämpfung der Verun- 
reinigung der Luft paßt. Die bisher geltenden Vor- 
schriften zur Reinhaltung der Luft reichen nach 
Auffassung des Gesundheitsausschusses nicht aus; 
vor allen Dingen auch deshalb nicht, weil sie in ver- 
schiedenen Gesetzen des Bundes und der Länder 
verstreut sind und jeweils nur Teile aus dem Ge- 
samtgebiet der Reinhaltung der Luft betreffen. Der 
Ausschuß war der Meinung, daß das Problem der 
Luftreinhaltung nicht dadurch gelöst werden könne, 
daß man einzelne Stoffe, die die Luft verunreinigten, 
erfasse, sondern alle Stoffe als Komponenten der 
Luftverunreinigung erfaßt werden müßten. Einzel- 
aussagen über bestimmte die Luft verunreinigende 
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gung nicht aus. Aus diesem Grunde hält der Aus- 
schuß es für erforderlich, die gesetzlichen Voraus- 
setzungen zu schaffen, um alle Komponenten der 
Luftverunreinigung zu erfassen und zu registrieren, 
wobei auch die meteorologischen Daten festgehalten 
werden müssen. Das Gesetz soll die Möglichkeit 
schaffen, aus den Meßergebnissen Konsequenzen zu 
ziehen, so z. B. auch eine Verbesserung der Techni- 
schen Anleitung auf Grund des § 16 der Gewerbe- 
ordnung. Ausgangspunkt des Gesetzes ist somit 
nicht der Emittent, sondern die möglicherweise be- 
troffene Bevölkerung. Der Ausschuß hält aus diesem 
Grunde den Entwurf für gesundheitspolitisch beson- 
ders bedeutungsvoll. 

Der Gesundheitsausschuß hat sich auch eingehend 
mit der Frage befaßt, ob der Bund zur Verabschie- 
dung dieses Gesetzes kompetent sei. Dabei kam der 
Ausschuß einmütig zu dem Ergebnis, daß die Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes zur Regelung 
dieser Materie gegeben ist. Zwar ist in Artikel 74 
GG der Begriff „Luftreinhaltung" nicht enthalten. 
Das Fehlen im Katalog ist wahrscheinlich darauf 
zurückzuführen, daß bei der Verabschiedung des 
Grundgesetzes die Luftreinhaltung in ihrer Bedeu- 
tung noch nicht erkannt worden war. Jedoch ist das 
Problem der Luftreinhaltung auf viele im Katalog 
des Artikels 74 GG enthaltene Gebiete verteilt, so 
z. B. „Recht der Wirtschaft und Gewerbe" (Nr. 11), 
„Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Er- 
zeugung, die Sicherung der Ernährung" (Nr. 17), 
„Schutz der Bäume und Pflanzen gegen Krank- 
heiten" (Nr. 20) und „der Straßenverkehr" (Nr. 22). 
Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß, soweit 



Drucksache IV/ 2941 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


aus diesen einzelnen der konkurrierenden Gesetz- 
gebung überlassenen Gebieten sich eine Bundeszu- 
ständigkeit nicht ableiten läßt, sie kraft Sachzusam- 
menhangs gegeben ist. Da für den Komplex der Luft- 
reinhaltung noch keine überlieferte Kompetenz be- 
steht, können sich auch die Länder nicht etwa darauf 
berufen, ihnen stünde kraft überlieferter Kompetenz 
das ausschließliche Recht zur Gesetzgebung auf dem 
Gebiet der Luftreinhaltung zu. Außerdem vertritt 
der Ausschuß die Auffassung, daß sich die Kompe- 
tenz des Bundes auch aus den überwiegenden 
Schwerpunkten bei den einzelnen berührten Gebie- 
ten ergibt. Aus diesem Grunde ist nach Auffassung 
des Ausschusses eine Bundeskompetenz nicht nur 
kraft Sachzusammenhangs, sondern auch auf Grund 
der sogenannten Annextheorie gegeben. Wenn dem 
Bund das Recht zur Gesetzgebung auf dem Gebiete 
der Wirtschaft und des Gewerbes zusteht und er die 
Aufgabe hat, Pflanzen gegen Krankheiten zu schüt- 
zen, so muß er auch die Kompetenz zur Verabschie- 
dung von Gesetzen haben, die zwischen beiden die 
Verbindung schaffen. Der Ausschuß ist um so mehr 
von der Notwendigkeit eines Bundesgesetzes über- 
zeugt, als sich die Luftverunreinigung nicht länder- 
mäßig abgrenzen läßt und nur ein bundeseinheit- 
liches Gesetz in der Lage ist, die gesundheitliche 
Bedrohung der Bevölkerung durch die zunehmende 
Luftverunreinigung zu beseitigen. 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 

Der Ausschuß hat in § 1 einige Änderungen vor- 
genommen, die der Klarstellung dienen sollen, und 
hat der Vollständigkeit halber auch die „meteorolo- 
gischen Verhältnisse" aufgenommen. Letztere seien 
von Bedeutung, weil die Einbeziehung der meteoro- 
logischen Verhältnisse die vorgesehenen Messun- 
gen von den bereits laufenden Untersuchungen 
unterscheide. 

Zu § 2 

Bezüglich der Bundeskompetenz darf auf die all- 
gemeinen Ausführungen verwiesen werden. Der 
Ausschuß hält die Ermächtigung für den Bundes- 
minister für Gesundheitswesen für erforderlich, um 
eine sinnvolle und effektive Messung überhaupt 
möglich zu machen. In diesem Zusammenhang wurde 
im Ausschuß auf das typische Beispiel Mannheim/ 
Ludwigshafen hingewiesen. Eine Anpassung an die 
Ländergrenzen könnte in einem ähnlich gelagerten 
Fall den Nutzeffekt der Messungen geradezu un- 
möglich machen, da bei ähnlichen Ballungszentren 
der Luftverunreinigung nicht festgestellt werden 
könnte, aus welchem Gebiet die Hauptkomponenten 
der Luftverunreinigung stammten. 


Zu § 3 

Der Gesundheitsausschuß hält es zur Bekämpfung 
der Luftverunreinigung für erforderlich, daß die 
Messungen fortlaufend und registrierend erfolgen. 
Durch die Ersetzung des Wortes „Meßorte" durch 
„Gemeinde" soll klargestellt werden, daß die poli- 
tische Gemeinde gemeint ist und Meßstellen die 
Punkte innerhalb derselben sind. 

Zu § 4 

§ 4 wurde vom Ausschuß redaktionell neu gefaßt. 
Er ist der Auffassung, daß durch die Neufassung die 
Absicht des Gesetzgebers klarer zum Ausdruck 
kommt. Außerdem hat der Ausschuß das Wort 
„Belastungswerte" wegen der diesem Worte an- 
haftenden Problematik gestrichen und umschrieben 
(Absatz 1 Satz 1). 

Zu § 4 a 

Auch in § 5 wurde das Wort „Belastungswerte" 
vermieden und Bezug auf § 4 Abs. 1 Satz 1 ge- 
nommen, in dem das, was unter „Belastungswerte" 
gemeint ist, umschrieben wurde. 

Zu § 5 a 

Der Ausschuß hielt die Einfügung eines neuen 
§ 5 a für erforderlich, um den Verwaltungsbehörden 
die Möglichkeit zur Durchführung der erforderlichen 
Maßnahmen zu geben. 

Zu § 6 

§ 6 sieht die Verpflichtung vor, Berichte über den 
Stand und die Entwicklung der Luftverunreinigung 
vorzulegen. Der Ausschuß hält eine derartige Be- 
richterstattung, wie sie in § 6 vorgesehen ist, für 
erforderlich, um möglicherweise aus diesen Berich- 
ten gesetzgeberische Konsequenzen zu ziehen. 

Zu § 7 

Bezüglich der Kompetenz darf auf die allgemeinen 
Ausführungen verwiesen werden. Der Gesundheits- 
ausschuß geht von der Erwartung aus, daß sich die 
Bundesländer, sofern ein Kontrollgebiet Gebietsteile 
mehrerer Länder umfaßt, auf die Bestimmung der 
zuständigen Behörde einigen werden. 

Zu §§ 7 a f 7 b, 7 c 

Die Einfügung dieser Bestimmungen ist eine Folge 
der Einfügung des § 5 a. 


Berlin, den 13. Januar 1965 


Junghans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2097 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Berlin, den 13. Januar 1965 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 


Dr. Hamm (Kaiserslautern) 

Vorsitzender 


Junghans 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 

Dr. Dittrich, Frau Funcke (Hagen), Frau Dr. Heuser 
und Fraktionen der CDU/CSU, FDP eingebrachtep Entwurfs 
eines Gesetzes über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung 

— Drucksache IV/2097 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Gesundheitswesen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Messungen 

Um den Stand und die Entwicklung der Luftver- 
unreinigung in der Bundesrepublik zu erkennen 
und eine Grundlage für Maßnahmen zu ihrer Ver- 
minderung zu gewinnen, sind für bestimmte Gebiete 
(§2) Messungen über die Art und den Umfang der 
staub- und gasförmigen Luftverunreinigungen in 
der Atmosphäre durchzuführen. 


§ 2 

Kontrollgebiete 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen be- 
stimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates zu den in § 1 genannten Zwecken 
die Gebiete, in denen Belastungsmessungen durch- 
zuführen sind. Hierbei sind ohne Bindung an die 
Ländergrenzen insbesondere die Gebiete zu berück- 
sichtigen, in denen erhebliche Luftverunreinigungen 
auftreten oder zu erwarten sind. 

§ 3 

Meßprogramm 

(1) Die Messungen nach § 1 sind fortlaufend so 
durchzuführen , daß sie Erkenntnisse für die Be- 
lastungswerte (§ 4 Abs. 2 Nr. 2) ergeben. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Messungen 

Um den Stand und die Entwicklung der Luftver- 
unreinigung in der Bundesrepublik zu erkennen 
und eine Grundlage für Abhilfe- und Vorsorgemaß- 
nahmen zu ihrer Verminderung zu gewinnen, sind 
für bestimmte Gebiete Messungen über die Art und 
den Umfang der staub- und gasförmigen Luftver- 
unreinigungen in der Atmosphäre sowie Messungen 
oder Feststellungen über die hierbei vorliegenden 
meteorologischen Verhältnisse durchzuführen. 

§ 2 

Kontrollgebiete 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen be- 
stimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Gebiete, in denen Messungen 
oder Feststellungen nach § 1 durchzuführen sind 
(Kontrollgebiete). Hierbei sind ohne Bindung an die 
Ländergrenzen insbesondere die Gebiete zu berück- 
sichtigen, in denen erhebliche Luftverunreinigungen 
auftreten oder zu erwarten sind. 

§ 3 

Meßprogramm 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen erläßt 
zu den in § 1 genannten Zwecken mit Zustimmung 
des Bundesrates Allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten über 
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Entwurf 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
bestimmt zu den in § 1 genannten Zwecken mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Allgemeine Ver- 
waltungsvorschriften 

1. das Meßverfahren, 


2. die Meßobjekte, 

3. die Meßorte, 


4. die Anzahl der an den Meßorten zu errich- 
tenden Meßstellen sowie die für die Aus- 
wahl der Meßstellen im Meßort zu beach- 
tenden Grundsätze. 

§ 4 

Auswertung 

(1) Die Meßaufzeichnungen sind unter Berück- 
sichtigung der meteorologischen Verhältnisse 

L nach statistischen Grundsätzen auszu- 
werten, 

2. darauf zu überprüfen, ob die in Absatz 2 
genannten Belastungswerte überschritten 
worden sind oder ob eine Überschreitung 
dieser Werte zu befürchten ist, 

siehe § 5 


(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
bestimmt mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

1. das Verfahren bei der in Absatz 1 Nr. 1 
genannten statistischen Auswertung und 

2. die Belastungswerte, deren Überschreitung 
Vorsorgemaßnahmen zur Abwehr von 
nachteiligen Einwirkungen auf Menschen, 
Tiere, Pflanzen und Sachgüter erforderlich 
machen. 

§ 5 

Maßnahmen bei Überschreitung 
von Belastungswerten 

Wird die Überschreitung eines Belastungswertes 
festgestellt oder ist die Gefahr der Überschreitung 
zu befürchten, so sind 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


1. das Meßverfahren und die Meßgeräte, insbe- 
sondere über die Verwendung von fortlaufend 
registrierenden Meßgeräten, 

2. unverändert 

3. die Gemeinde, in der die Messungen durchzu- 
führen sind und die Anzahl der in dieser Ge- 
meinde zu errichtenden Meßstellen, 

4. die für die Bestimmung der Lage der Meß- 
stellen zu beachtenden Grundsätze. 


§ 4 

Auswertung und Maßnahmen 

(1) Die Meßaufzeichnungen sind unter Berück- 
sichtigung der meteorologischen Verhältnisse auszu- 
werten und darauf zu überprüfen, ob nach Art und 
Umfang der festgestellten Luftverunreinigungen 
nachteilige Einwirkungen auf Menschen, Tiere, 
Pflanzen oder Sachgüter in dem Kontrollgebiet zu 
besorgen sind. Besteht die Besorgnis, so sind die 
Ursachen zu ermitteln, die in erheblichem Maße zu 
den festgestellten Luftverunreinigungen geführt 
haben. 

(2) Ergeben die Untersuchungen nach Absatz 1, 
daß zur Abwehr von nachteiligen Einwirkungen 
Maßnahmen zur Verminderung der Luftverunreini- 
gungen erforderlich sind, so sind Empfehlungen für 
Abhilfe- oder Vorsorgemaßnahmen an die zuständi- 
gen obersten Landesbehörden zu richten. 

§ 4a 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen be- 
stimmt mit Zustimmung des Bundesrates durch All- 
gemeine Verwaltungsvorschriften das Auswertungs- 
verfahren nach § 4 Abs. 1 sowie unter welchen Ver- 
hältnissen in der Atmophäre nachteilige Einwirkun- 
gen auf Menschen, Tiere, Pflanzen und Sachgüter 
zu besorgen sind. 


§ 5 

entfällt hier 

siehe § 4 Abs. 2 
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Entwurf 

1. die Quellen, die in erheblichem Maße zu der 
festgestellten Konzentration der Luftverunrei- 
nigung beigetragen haben, sowie die Art, der 
Umfang und die Konzentration ihrer Emissio- 
nen zu ermitteln. 

2. Empfehlungen für Vorsorgemaßnahmen auszu- 
arbeiten, die geeignet sind, die festgestellte 
Luftverunreinigung zu vermindern. 


§ 6 

Berichte 

(1) Zum 30. Juni jeden Jahres sind Berichte zu 
erstellen (zu veröffentlichen) über 


1. die Feststellungen und die Ermittlungen 
nach § 5 Nr. 1, 

2. die Empfehlungen nach § 5 Nr. 2. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§ 5 a 

Auskünfte 

(1) Die zuständige Behörde kann zur Durch- 
führung ihrer Aufgaben nach § 4 Abs. 1 Satz 2 von 
Personen und nicht rechtsfähigen Personenvereini- 
gungen die erforderlichen Auskünfte verlangen. 

(2) Die von der zuständigen Behörde beauftrag- 
ten Personen sind zur Durchführung ihrer Aufgaben 
nach § 4 Abs. 1 Satz 2 befugt, Grundstücke, Anlagen 
und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen zu be- 
treten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzu- 
nehmen, Proben zu entnehmen und in die techni- 
schen Unterlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht 
zu nehmen. Bei juristischen Personen und nicht 
rechtsfähigen Personenvereinigungen haben die nach 
Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsvertrag zur Ver- 
tretung berufenen Personen die verlangten Aus- 
künfte zu erteilen und Maßnahmen nach Satz 1 zu 
dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird in- 
soweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einem 
der im § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßord- 
nung bezeichneten Angehörigen der Gefahr straf- 
gerichtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(4) Die nach Absatz 1 und 2 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren oder ein Steuer straf verfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 6 

Berichte 

(1) Die für die Luftreinhaltung zuständigen ober- 
sten Landesbehörden erstatten zum 1. August eines 
jeden Jahres dem Bundesminister für Gesundheits- 
wesen Bericht über 

1. den Stand und die Entwicklung der Luft- 
verunreinigung in den Kontrollgebieten im 
Berichtsjahr, 

2. die voraussichtliche weitere Entwicklung 
der Luftverunreinigung in den Kontroll- 
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Beschlüsse des 11. Ausschusses 


gebieten unter Berücksichtigung der Er- 
mittlungen und Empfehlungen nach § 4. 

(2) Der Bundesminister für Gesundheitswesen 
hat jährlich dem Deutschen Bundestag und dem 
Bundesrat einen Bericht vorzulegen über 

1. den Stand der Luftverunreinigung zum 
Beginn des Berichtsjahres, 

2. die Entwicklung der Luftverunreinigung 
im Laufe des Berichtsjahres, 

3. die voraussichtliche weitere Entwicklung 
der Luftverunreinigung, 

4. die Empfehlungen für Vorsorgemaßnah- 
men, soweit sie sich auf die gesamte Bun- 
desrepublik beziehen. 

(3) Das Berichtsjahr beginnt jeweils am 1. Mai 
und endet am 30. April des darauffolgendes Jahres. 


(2) Die Bundesregierung hat bis zum 1. Novem- 
ber eines jeden Jahres dem Deutschen Bundestag 
und dem Bundesrat einen zusammenfassenden Be- 
richt über den Stand und die Entwicklung der Luft- 
verunreinigung nach Absatz 1 vorzulegen. 


§ 7 

Zuständigkeiten 

Die Landesregierung bestimmt die Behörde, die 
für die Bestimmung der Meßstellen und zugleich für 
die Auswertung der Meßergebnisse (§4), die Maß- 
nahmen (§ 5) und die Fertigung der Berichte (§ 6 
Abs. 1) zuständig ist. Umfaßt das Kontrollgebiet 
(§ 2) Gebietsteile mehrerer Länder, so bestimmen 
die beteiligten Landesregierungen die zuständige 
Behörde im gegenseitigen Einvernehmen. 


§ 7 

Zuständigkeiten 

Die Landesregierung bestimmt die Behörde, die 
für die Bestimmung der Meßstellen, für die Aus- 
wertung der Meßergebnisse und für die Ermittlun- 
gen und Empfehlungen zuständig ist. Umfaßt das 
Kontrollgebiet (§ 2) Gebietsteile mehrerer Länder, 
so bestimmen die beteiligten Landesregierungen die 
zuständige Behörde im gegenseitigen Einvernehmen. 


§ 7a 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 7b 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 
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Entwurf 


§ 8 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 9 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften der §§ 2, 3 Abs. 2 und des § 7 
treten am Tage der Verkündung dieses Gesetzes, 

die übrigen Vorschriften 1964 

(etwa 6 Monate nach Inkrafttreten dieses Gesetzes) 
in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

1. entgegen § 5 a Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erteilt oder 

2. entgegen § 5 a Abs. 2 die Duldung von 
Prüfungen oder Besichtigungen, die Ein- 
sicht in geschäftliche Unterlagen oder die 
Entnahme von Proben verweigert. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 7c 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Bußgeld Vorschrift des § 7b gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines anderen 
handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechtshand- 
lung, welche die Vertretungsbefugnis begründen 
sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teils des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung die 
Pflichten nach § 5 a dieses Gesetzes zu erfüllen. 

§ 8 

Berlin-Klausel 

unverändert 


§ 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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